
Die Regierung  
des Kantons Graubünden 

La regenza 
dal chantun Grischun 

Il Governo 
del Cantone dei Grigioni 

 

 

 

Sitzung vom  Mitgeteilt den Protokoll Nr. 

 11. Dezember 2018 13. Dezember 2018 

 
 

930 

 
 

 

 

Auftrag Horrer 

 

betreffend Karenzfrist für Annahme von Verwaltungsratsmandaten 

für ehemalige Regierungsmitglieder 

 

Antwort der Regierung 

 

Ehemalige Mitglieder der Regierung sind in der Vergangenheit regelmässig weiterhin 

erwerbstätig geblieben und haben mitunter auch in Verwaltungsräten Einsitz genom-

men. Mit einer gesetzlichen Karenzfrist würde es ausscheidenden Regierungsmitglie-

dern faktisch verunmöglicht, eine angemessene neue Tätigkeit aufzunehmen. Der 

damit verbundene Eingriff in das Grundrecht der Wirtschaftsfreiheit wäre erheblich. 

Insbesondere würde das verfassungsmässige Recht auf freie Wahl des Berufes und 

freien Zugang zu einer privatwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit eingeschränkt.  

 

Es gehört nach Auffassung der Regierung zur Tradition (auch beim Bund und ande-

ren Kantonen), dass sich Mitglieder der Regierung nach ihrem Rücktritt zu Gunsten 

von Gesellschaft und Wirtschaft einbringen, insbesondere, wenn sie jung aus dem 

Amt scheiden. Dies ist nicht zuletzt auch Ausdruck unseres Milizsystems, wonach 

Vollämter, wie jenes einer Regierungsrätin oder eines Regierungsrats, berechtigter-

weise nur auf beschränkte Zeit ausgeübt werden können. Aufgrund ihrer Erfahrung 

und Vernetzung bringen ehemalige Mitglieder der Regierung für die Privatwirtschaft, 

aber auch für die Mitarbeit in gemeinnützigen Organisationen die nötigen Vorausset-

zungen mit. Letztere können dabei auch in der Rechtsform der Aktiengesellschaft 

ausgestaltet sein und verfügen demzufolge über einen Verwaltungsrat. 
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Die Regierungsmitglieder sind in amtlichen Angelegenheiten zur Verschwiegenheit 

verpflichtet, soweit an der Geheimhaltung ein überwiegendes öffentliches oder priva-

tes Interesse gemäss Öffentlichkeitsgesetz besteht oder wenn eine besondere ge-

setzliche Bestimmung dies vorsieht. Das Amtsgeheimnis ist auch nach dem Aus-

scheiden aus dem Amt zu wahren (Art. 5 Abs. 1 des Regierungs- und Verwaltungsor-

ganisationsgesetzes, BR 170.300). Damit können Interessenskonflikte verhindert 

werden. 

 

Eine Karenzfrist hätte darüber hinaus negative Auswirkungen auf den Kantonshaus-

halt. Im Gesetz über die Gehälter und die berufliche Vorsorge der Mitglieder der Re-

gierung (BR 170.380) wird die Höhe des Ruhegehalts festgelegt. Ein Erwerbsein-

kommen ist ausdrücklich vorgesehen und führt ab einer bestimmten Höhe zu einer 

Kürzung des Ruhegehalts. Eine Karenzfrist würde es den ausscheidenden Regie-

rungsmitgliedern erschweren bis verunmöglichen, ein Erwerbseinkommen zu erzie-

len, zumal Anfragen für die Übernahme von Ämtern oder Mandaten erfahrungsge-

mäss vor allem im Zeitpunkt des Rücktritts eintreffen. Damit würden die vollen Ruhe-

gehälter fällig. Ziel sollte weiterhin sein, dass jüngere ausscheidende Regierungsmit-

glieder erwerbstätig bleiben und damit nicht auf den Bezug des vollen Ruhegehaltes 

angewiesen sind. Damit kann auch eine erwünschte finanzielle Entlastung des Kan-

tons erreicht werden. 

 

Aufgrund dieser Ausführungen beantragt die Regierung dem Grossen Rat, den vor-

liegenden Auftrag abzulehnen. 

 

  

 Namens der Regierung 
 Der Präsident: Der Kanzleidirektor: 

  

Dr. Mario Cavigelli  Daniel Spadin 

 

 


